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Stiftung für  
unabhängige  
Patientenberatung 
beschlossen 

Unabhängige 
Patientenberatung
Die „Unabhängige Patienten-
beratung Deutschland/UPD“ ist 
eine Institution, die Betroffene in 
Gesundheitsfragen als auch ge-
sundheitsrechtlichen Fragen un-
terstützt. Patientinnen und Pati-
enten können sich an diese Ein-
richtung bei Fragen zu Leistun-
gen der Krankenkassen, zum 
Bezug von Krankengeld oder in 
Fragen zu einer Operation oder 
zu einem Medikament wenden 
(https://www.patientenberatung.
de/de). 

Stiftung
Die UPD wird künftig in der 
Rechtsform einer Stiftung bür-
gerlichen Rechts verankert. Dies 
hat der Bundestag im März 2023 
beschlossen (vgl. Entwurf eines 
Fünfzehnten Gesetzes zur Ände-
rung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch – Stiftung Unabhän-
gige Patientenberatung Deutsch-
land, BTDrucks 20/5334). Ziel 
der Maßnahme ist, der „Unab-
hängigkeit, Staatsferne und Kon-
tinuität“ der Patientenberatung 
umfassend Rechnung zu tragen 
und damit das unabhängige In-
formations- und Beratungsange-
bots aufrecht zu erhalten. 

Organisation
Die Stiftung soll von Vertretern 
aus den Bereichen Patientenver-
tretung, Bundesregierung, Parla-
ment, GKV-Spitzenverband und 
bei Fortsetzung der freiwilligen 
finanziellen Beteiligung auch der 
PKV kontrolliert und geführt wer-
den. Dazu ist ein wissenschaftli-
cher Beirat aus sechs unabhän-
gigen Sachverständigen vorge-
sehen (vgl. § 65b Fünftes Buch 
Sozialgesetzbuch SGB V i.d.F. 
des Gesetzentwurfs).

Inkrafttreten
Das Gesetz soll am Tag nach sei-
ner Verkündung in Kraft treten. 
Planmäßig soll die Stiftung zum 
1.1.2024 ihre Tätigkeit aufneh-
men. 

Hotlineberatung einer  
Rettungsmedizinerin 
Sozialversicherungspflicht
Während ein abhängiges Beschäfti-
gungsverhältnis grundsätzlich Versi-
cherungspflicht in der Kranken-, Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung aus-
löst, begründet eine selbstständige Tä-
tigkeit keine Sozialversicherungspflicht. 
Für Ärztinnen und Ärzten stellt sich in 
Fällen diverser entgeltlicher „Nebentä-
tigkeiten“ stets die Frage, wie diese Tä-
tigkeiten sozialversicherungsrechtlich zu 
beurteilen sind. 

  Der Fall 
Eine Rettungsmedizinerin war im Rah-
men einer ärztlichen Notfallhotline für 
Taucher tätig. Die Einrichtung war Teil 
des Unterstützungspakets einer Reise- 
und Auslandskrankenversicherung. Für 
die Beratungen waren ständig zwei Ärz-
te pro Schicht tätig. Die Beratungen er-
folgten meist in der Privatwohnung der 
Ärzte. Fallweise konnte eine Behand-
lungskoordination übernommen werden.

Sozialversicherungspflicht
In einem Statusfeststellungsverfahren 
stufte die Deutsche Rentenversicherung/
DRV die Ärztin als abhängig beschäftigt 
ein. Der Träger der Beratungshotline (die 

Versicherung) sowie die Ärztinnen und 
Ärzte selbst gingen von einer selbstän-
digen Tätigkeit aus. Als Argument hier-
für führten die Beteiligten an, dass sie 
ihre Telefonate überall führen können 
und die Intensität der Beratungen frei 
gestaltbar sei. 

  Urteil-LSG 
Das Landessozialgericht Niedersachsen-
Bremen/LSG sah dies anders. Im Ergeb-
nis bestätigte das Gericht die Rechtsauf-
fassung der DRV. Die Konsultierung von 
Ärzten für eine Beratungshotline erfüllt 
auch dann die Merkmale abhängiger Be-
schäftigungsverhältnisse, wenn die Ärz-
tinnen und Ärzte die Bereitschaftsdiens-
te in der eigenen Wohnung verrichten. 
Aus der ärztlichen Eigenverantwortung 
bei Heilbehandlungen könne nicht ohne 
Weiteres auf eine selbständige Tätigkeit 
geschlossen werden, so das LSG. Auch 
die Verrichtung einer Tätigkeit zu Hau-
se und die Tatsache, dass die Ärztin kei-
nen Weisungen zum Arbeitsort unterle-
gen habe, ist in Anbetracht der allgemei-
nen möglichen Homeoffice-Tätigkeit kein 
taugliches Abgrenzungskriterium mehr 
(LSG-Urteil vom 20.2.2023, L 2/12 BA 
17/20).

Behindertengerechter Gartenumbau 
Außergewöhnliche Belastungen 
Kranken und behinderten Personen ent-
stehen zwangsläufig besondere Aufwen-
dungen, die durch ihre Krankheit/Behin-
derung begründet sind und von den Kran-
ken-/Pflegeversicherungen nicht getragen 
werden. Im Regelfall liegen in diesen Auf-
wendungen auch außergewöhnliche Be-
lastungen vor. An der eine außergewöhn-
liche Belastung begründende Zwangsläu-
figkeit fehlt es allerdings dann, wenn der 
Betreffende Aufwendungen für „Freizeit- 
oder Luxusaktivitäten“ tätigt. Hier fehlt es 
regelmäßig an der Zwangsläufigkeit. Der 
Bundesfinanzhof/BFH bestätigte diese 
Auffassung in einem aktuellen Urteil zum 
behindertengerechten Umbau eines Gar-
tens (BFH, Urteil vom 26.10.2022, VI R 
25/20; veröffentlicht am 23.3.2023).

  Der Fall
Ein Ehepaar bewohnte ein Einfamilienhaus 

mit Garten. Die Ehefrau leidet an einem 
Post-Polio-Syndrom. Sie ließ daher di-
verse Gartenflächen in breit gepflaster-
te Flächen umgestalten, sodass diese 
mit einem Rollstuhl befahrbar waren. Die 
Aufwendungen machten sie als außer-
gewöhnliche Belastungen geltend. Be-
gründung: Die Maßnahme ist medizinisch 
notwendig und der Garten gehört zum 
existenznotwendigen Wohnbedarf. 

  BFH-Urteil 
Der BFH folgte der Auffassung des Fi-
nanzamtes und ließ den Steuerabzug 
nicht zu. Die Aufwendungen sind den 
Steuerpflichtigen nicht zwangsläufig ent-
standen, so der BFH. Denn der Garten ge-
höre nicht zum individuellen (existenznot-
wendigen) Wohnumfeld. Ein behinderten-
gerechter Umbau von Gartenflächen liegt 
daher stets im Belieben eines kranken-/
behinderten Steuerpflichtigen.

2 STEUERNEWS Sommer 2023

Steuerbegünstigter Verkauf von Blindenhilfsmitteln 

Zweckbetrieb
Gemeinnützige Körperschaften können zur Verwirklichung ih-
rer satzungsmäßigen Zwecke sogenannte „Zweckbetriebe“ 
unterhalten. Diese sind ebenfalls steuerbegünstigt. Die Steuer-
begünstigungen bestehen darin, dass die laufenden Gewinne 
sowie Veräußerungs- und Aufgabegewinne nicht der Einkom-
mensteuer unterliegen. Und Umsätze eines Zweckbetriebs 
unterliegen regelmäßig dem ermäßigten Steuersatz von 7 % 
bei vollem Vorsteuerabzug. 

Blindenfürsorge
Einrichtungen, die zur Durchführung der Fürsorge für blinde 
Menschen unterhalten werden, gelten als steuerbegünstigte 
Zweckbetriebe (§ 68 Nr. 4 Abgabenordnung/AO). Ein Zweck-
betrieb liegt allerdings dann nicht vor, wenn sich die Tätigkeit 
allein auf den Verkauf von Blindenhilfsmitteln bezieht, ledig-
lich verbunden mit einer allgemein im Fachhandel üblichen, 
produkt- und anwendungsbezogenen Beratung. Dies hat der 
Bundesfinanzhof/BFH entschieden (Urteil vom 17.11.2022, V 
R 12/20, veröffentlicht am 2.2.2023). 

Beispiele 
Gleichzeitig hat der BFH in dem Urteil auch Beispiele genannt, 
wann ein steuerbegünstigter Verkauf von Blindenhilfsmitteln 
vorliegen kann. Zur Erfüllung der Voraussetzungen für einen 
steuerbegünstigten Zweckbetrieb ist es nach BFH erforder-
lich, dass neben einer reinen Produktberatung weitere für-
sorgeorientierte Leistungen erbracht werden. Die Vorausset-
zungen für eine Steuerbegünstigung wären auch dann erfüllt, 
wenn die Verkaufstätigkeiten im Zusammenhang mit einem 
unentgeltlichen Kursangebot für Blinde und bedürftige Per-
sonen einhergeht. 

  Fazit
Die Steuerbegünstigung für einen Zweckbetrieb ist im Regel-
fall bei reinen Verkaufstätigkeiten von Heilmitteln zu vernei-
nen. Zur Verrechnung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes 
muss vielmehr der Fürsorgezweck im Vordergrund liegen. 
Dies gilt selbstverständlich nicht nur für den Handel mit Blin-
denhilfsmittel, sondern für Umsätze mit allen (umsatzsteuer-
pflichtigen) Heil- und Hilfsmitteln. 

Erziehungsbeihilfen
Erziehungsbeihilfen
Gemäß § 3 Nr. 11 Satz 1 Einkommensteuergesetz/EStG unter-
liegen Bezüge aus öffentlichen Mitteln, die wegen Hilfsbedürf-
tigkeit oder als Beihilfe zur Förderung von Erziehung oder Aus-
bildung gewährt werden, nicht der Einkommensteuer. Klassi-
sche Beispiele für die Steuerfreiheit nach dieser Vorschrift sind 
die Sozialhilfe oder die Ausbildungsförderung/BaföG. 

Pflegegelder
Die Steuerbefreiungsvorschrift ist sehr eng auszulegen, wie 
die höchstrichterliche Rechtsprechung stets bestätigt. Der 
Bundesfinanzhof/BFH hat in einem aktuellen Fall eine Steuer-
befreiung von Pflegegeldern für die intensivpädagogische Be-
treuung von Jugendlichen nach dieser Vorschrift verneint (Ur-
teil vom 30.11.2022, VIII R 13/19). Im Streitfall hatte sich eine 
anerkannte Jugend- und Heimerzieherin auf diese Steuerbe-
freiungsvorschrift berufen. Sie erhielt für ihre Tätigkeit Erzie-
hungshonorare in Gestalt von Tagessätzen vom zuständigen 
Jugendwerk. Nach Auffassung des BFH fallen Pflegegelder, 
die an die Betreiber von Einrichtungen und sonstiger Formen 
betreuten Wohnens gezahlt werden, nicht unter diese Befrei-
ungsvorschrift. Bei solchen Pflegegeldern ist stets davon aus-
zugehen, dass die Sachkosten ersetzt und die Erziehungsleis-
tungen angemessen vergütet werden. 

  Fazit
Vergütungen für eine sozialpädagogische Betreuung von Kin-
dern und Jugendlichen, die Aufwendungen und Arbeitsleistun-
gen sachgerecht abgelten, sind im Regelfall nicht steuerfrei. 
Auch z. B. Zahlungen eines Stipendiums durch ein Klinikum 
gelten im Regelfall nicht als steuerfreie Bezüge zur Ausbildung 
oder zur Förderung der Wissenschaft. Hierzu hat das Finanz-
gericht/FG München (Urteil vom 2.12.2021, 13 K 1971/20) 

entschieden, dass Stipendiatszahlungen zur Unterhaltssiche-
rung während eines Medizinstudiums regelmäßig steuerpflich-
tige Einkünfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit darstellen. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn der Student während des 
Studiums bereits in den Klinikbetrieb eingegliedert ist.  
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sundheitsrechtlichen Fragen un-
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zu einem Medikament wenden 
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Rechtsform einer Stiftung bür-
gerlichen Rechts verankert. Dies 
hat der Bundestag im März 2023 
beschlossen (vgl. Entwurf eines 
Fünfzehnten Gesetzes zur Ände-
rung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch – Stiftung Unabhän-
gige Patientenberatung Deutsch-
land, BTDrucks 20/5334). Ziel 
der Maßnahme ist, der „Unab-
hängigkeit, Staatsferne und Kon-
tinuität“ der Patientenberatung 
umfassend Rechnung zu tragen 
und damit das unabhängige In-
formations- und Beratungsange-
bots aufrecht zu erhalten. 

Organisation
Die Stiftung soll von Vertretern 
aus den Bereichen Patientenver-
tretung, Bundesregierung, Parla-
ment, GKV-Spitzenverband und 
bei Fortsetzung der freiwilligen 
finanziellen Beteiligung auch der 
PKV kontrolliert und geführt wer-
den. Dazu ist ein wissenschaftli-
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Rettungsmedizinerin 
Sozialversicherungspflicht
Während ein abhängiges Beschäfti-
gungsverhältnis grundsätzlich Versi-
cherungspflicht in der Kranken-, Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung aus-
löst, begründet eine selbstständige Tä-
tigkeit keine Sozialversicherungspflicht. 
Für Ärztinnen und Ärzten stellt sich in 
Fällen diverser entgeltlicher „Nebentä-
tigkeiten“ stets die Frage, wie diese Tä-
tigkeiten sozialversicherungsrechtlich zu 
beurteilen sind. 

  Der Fall 
Eine Rettungsmedizinerin war im Rah-
men einer ärztlichen Notfallhotline für 
Taucher tätig. Die Einrichtung war Teil 
des Unterstützungspakets einer Reise- 
und Auslandskrankenversicherung. Für 
die Beratungen waren ständig zwei Ärz-
te pro Schicht tätig. Die Beratungen er-
folgten meist in der Privatwohnung der 
Ärzte. Fallweise konnte eine Behand-
lungskoordination übernommen werden.

Sozialversicherungspflicht
In einem Statusfeststellungsverfahren 
stufte die Deutsche Rentenversicherung/
DRV die Ärztin als abhängig beschäftigt 
ein. Der Träger der Beratungshotline (die 

Versicherung) sowie die Ärztinnen und 
Ärzte selbst gingen von einer selbstän-
digen Tätigkeit aus. Als Argument hier-
für führten die Beteiligten an, dass sie 
ihre Telefonate überall führen können 
und die Intensität der Beratungen frei 
gestaltbar sei. 

  Urteil-LSG 
Das Landessozialgericht Niedersachsen-
Bremen/LSG sah dies anders. Im Ergeb-
nis bestätigte das Gericht die Rechtsauf-
fassung der DRV. Die Konsultierung von 
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geschlossen werden, so das LSG. Auch 
die Verrichtung einer Tätigkeit zu Hau-
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gen habe, ist in Anbetracht der allgemei-
nen möglichen Homeoffice-Tätigkeit kein 
taugliches Abgrenzungskriterium mehr 
(LSG-Urteil vom 20.2.2023, L 2/12 BA 
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Behindertengerechter Gartenumbau 
Außergewöhnliche Belastungen 
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stehen zwangsläufig besondere Aufwen-
dungen, die durch ihre Krankheit/Behin-
derung begründet sind und von den Kran-
ken-/Pflegeversicherungen nicht getragen 
werden. Im Regelfall liegen in diesen Auf-
wendungen auch außergewöhnliche Be-
lastungen vor. An der eine außergewöhn-
liche Belastung begründende Zwangsläu-
figkeit fehlt es allerdings dann, wenn der 
Betreffende Aufwendungen für „Freizeit- 
oder Luxusaktivitäten“ tätigt. Hier fehlt es 
regelmäßig an der Zwangsläufigkeit. Der 
Bundesfinanzhof/BFH bestätigte diese 
Auffassung in einem aktuellen Urteil zum 
behindertengerechten Umbau eines Gar-
tens (BFH, Urteil vom 26.10.2022, VI R 
25/20; veröffentlicht am 23.3.2023).

  Der Fall
Ein Ehepaar bewohnte ein Einfamilienhaus 

mit Garten. Die Ehefrau leidet an einem 
Post-Polio-Syndrom. Sie ließ daher di-
verse Gartenflächen in breit gepflaster-
te Flächen umgestalten, sodass diese 
mit einem Rollstuhl befahrbar waren. Die 
Aufwendungen machten sie als außer-
gewöhnliche Belastungen geltend. Be-
gründung: Die Maßnahme ist medizinisch 
notwendig und der Garten gehört zum 
existenznotwendigen Wohnbedarf. 

  BFH-Urteil 
Der BFH folgte der Auffassung des Fi-
nanzamtes und ließ den Steuerabzug 
nicht zu. Die Aufwendungen sind den 
Steuerpflichtigen nicht zwangsläufig ent-
standen, so der BFH. Denn der Garten ge-
höre nicht zum individuellen (existenznot-
wendigen) Wohnumfeld. Ein behinderten-
gerechter Umbau von Gartenflächen liegt 
daher stets im Belieben eines kranken-/
behinderten Steuerpflichtigen.
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Steuerbegünstigter Verkauf von Blindenhilfsmitteln 
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mensteuer unterliegen. Und Umsätze eines Zweckbetriebs 
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Blindenfürsorge
Einrichtungen, die zur Durchführung der Fürsorge für blinde 
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Zweckbetriebe (§ 68 Nr. 4 Abgabenordnung/AO). Ein Zweck-
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allein auf den Verkauf von Blindenhilfsmitteln bezieht, ledig-
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Bundesfinanzhof/BFH entschieden (Urteil vom 17.11.2022, V 
R 12/20, veröffentlicht am 2.2.2023). 

Beispiele 
Gleichzeitig hat der BFH in dem Urteil auch Beispiele genannt, 
wann ein steuerbegünstigter Verkauf von Blindenhilfsmitteln 
vorliegen kann. Zur Erfüllung der Voraussetzungen für einen 
steuerbegünstigten Zweckbetrieb ist es nach BFH erforder-
lich, dass neben einer reinen Produktberatung weitere für-
sorgeorientierte Leistungen erbracht werden. Die Vorausset-
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wenn die Verkaufstätigkeiten im Zusammenhang mit einem 
unentgeltlichen Kursangebot für Blinde und bedürftige Per-
sonen einhergeht. 

  Fazit
Die Steuerbegünstigung für einen Zweckbetrieb ist im Regel-
fall bei reinen Verkaufstätigkeiten von Heilmitteln zu vernei-
nen. Zur Verrechnung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes 
muss vielmehr der Fürsorgezweck im Vordergrund liegen. 
Dies gilt selbstverständlich nicht nur für den Handel mit Blin-
denhilfsmittel, sondern für Umsätze mit allen (umsatzsteuer-
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Erziehungsbeihilfen
Erziehungsbeihilfen
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bildung gewährt werden, nicht der Einkommensteuer. Klassi-
sche Beispiele für die Steuerfreiheit nach dieser Vorschrift sind 
die Sozialhilfe oder die Ausbildungsförderung/BaföG. 

Pflegegelder
Die Steuerbefreiungsvorschrift ist sehr eng auszulegen, wie 
die höchstrichterliche Rechtsprechung stets bestätigt. Der 
Bundesfinanzhof/BFH hat in einem aktuellen Fall eine Steuer-
befreiung von Pflegegeldern für die intensivpädagogische Be-
treuung von Jugendlichen nach dieser Vorschrift verneint (Ur-
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gen sachgerecht abgelten, sind im Regelfall nicht steuerfrei. 
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oder zur Förderung der Wissenschaft. Hierzu hat das Finanz-
gericht/FG München (Urteil vom 2.12.2021, 13 K 1971/20) 

entschieden, dass Stipendiatszahlungen zur Unterhaltssiche-
rung während eines Medizinstudiums regelmäßig steuerpflich-
tige Einkünfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit darstellen. 
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Zahlungstermine

Juli 2023

*3. Grundsteuer bei jährlicher Fälligkeit

6. Ende der Schonfrist für Grundsteuer

10. Umsatzsteuer mtl. für Juni bzw. Mai mit 
Dauerfristverlängerung bei Sondervor-
auszahlung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag sowie 
Kirchenlohnsteuer für Juni

13. Ablauf der Zahlungsschonfristen für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchensteuer, So-
lidaritätszuschlag. Dies gilt nicht bei Bar-
zahlung und Zahlung per Scheck.

25. Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer)
Sozialversicherungsbeiträge Juli 
(Abgabe Beitragsnachweise)

27. Sozialversicherungsbeiträge Juli  
(Fälligkeit der Beiträge)

August 2023

10. Umsatzsteuer mtl. für Juli bzw. Juni mit 
Dauerfristverlängerung bei Sondervor-
auszahlung 1/11 Abschlag 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag sowie 
Kirchenlohnsteuer für Juli

*14. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchenlohnsteuer, 
Solidaritätszuschlag. Dies gilt nicht bei 
Barzahlung und Zahlung per Scheck.

**15. Gewerbesteuer-Vorauszahlung, 
Grundsteuer 

18. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Ge-
werbesteuer, Grundsteuer

25. Sozialversicherungsbeiträge August 
(Abgabe Beitragsnachweise)  
Zusammenfassende Meldung 

29. Sozialversicherungsbeiträge August  
(Fälligkeit der Beiträge)

September 2023

*11. Umsatzsteuer mtl. für August bzw. Juli 
mit Dauerfristverlängerung bei Sonder-
vorauszahlung 1/11 Abschlag, Lohnsteu-
er, Kirchenlohnsteuer für August Ein-
kommensteuer, Kirchensteuer, Körper-
schaftsteuer, jeweils zuzüglich Solidari-
tätszuschlag 

14. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchenlohnsteuer, 
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag. Dies gilt nicht bei 
Barzahlung und Zahlung per Scheck.

*25. Sozialversicherungsbeiträge September 
(Abgabe Beitragsnachweis)
Zusammenfassende Meldung

27. Sozialversicherungsbeiträge September 
(Fälligkeit der Beiträge)

*  Verschiebung auf diesen Tag wegen Feiertag (§ 108 Abs. 
3 AO) ** Verschiebung des Termins auf den 16.8. nach § 
108 Abs. 3 AO in Bayern (nur in Gemeinden mit überwie-
gend katholischer Bevölkerung) und im Saarland wegen 
Mariä Himmelfahrt 
Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Neuerungen zur Blut- und  
Plasmaspende 
Transfusionsgesetz
Der Deutsche Bundestag hat am 16. März eine Änderung des Transfusionsgesetzes be-
schlossen. Neu eingefügt wurde §12 a Transfusionsgesetz. Diese Neuregelung stellt aus-
drücklich klar, dass die sexuelle Orientierung und die Geschlechtsidentität der spendewilli-
gen Person oder ihrer Sexualpartnerinnen und Sexualpartner bei der Bewertung des Risikos, 
das zu einem Ausschluss oder einer Rückstellung von der Spende führt, nicht berücksichtigt 
werden dürfen. Die Abschaffung der bestehenden Diskriminierung war im Koalitionsvertrag 
sowie im Aktionsplan „Queer leben“ enthalten. Bislang durften betroffene Personen erst vier 
Monate nach Beendigung dieses Verhaltens Blut spenden. Eine Risikobegrenzung durch ge-
zielte Spenderauswahl soll künftig auf Grundlage einer individuellen, diskriminierungsfreien 
Risikobewertung erfolgen. 

Altersgrenze, telemedizinische Untersuchungen
Aufgehoben wurde ebenfalls die Altersgrenze. Bislang galt eine Grenze für Erstspender ab 
60 Jahre und für Wiederholungsspender ab 68 Jahre. Mit der Gesetzesänderung wurden 
darüber hinaus telemedizinische Untersuchungen bei der Blutspende gesetzlich zulässig. 
Durch die Gesetzesänderung ist nun die Bundesärztekammer verpflichtet, ihre Hämothera-
pie-Richtlinie entsprechend zu ändern.  

Schutzfristen für neue Medikamente  
EU-Kommission
Die EU-Kommission will den Marktschutz für neue Medikamente von bisher elf Jahren auf 
neun Jahre verkürzen. Gleichzeitig soll die Markteinführung in alle 27 EU-Länder verbessert 
werden. Die Pharmafirmen sollen außerdem verpflichtet werden, der Europäischen Arznei-
mittelbehörde Meldung bei Medikamentenknappheit erstatten zu müssen. Hierzu will die EU-
Kommission eine Liste mit kritischen Medikamenten erstellen. 

Kritik 
Branchenverbände schlagen Alarm. Die Schutzfristenverkürzung würde die Neuentwicklung 
von Medikamenten stark herabsenken, so die Befürchtung. Denn Investitionen in die For-
schung würden sich unter den neuen Bedingungen weniger rechnen. 

Zusätzliche Schutzfristen
Pharmaunternehmen können allerdings nach den neuen Plänen eine zusätzliche Schutzfrist 
von zwei Jahren erhalten, wenn sie sich verpflichten, ihre Medikamente in allen 27 EU-Län-
dern zu verkaufen, also auch in jenen Ländern, in denen sich die Markteinführung nicht lohnt. 
Unter diesen Umständen würde die Schutzfrist wieder wie bisher elf Jahre betragen. Ob das 
Ziel der EU-Kommission einer flächendeckenden Versorgung mit Arzneimitteln zu günstige-
ren Medikamentenpreisen erreicht wird, bleibt abzuwarten.
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